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von Basti & Vanessa
„Die Uni Stuttgart ist und bleibt… 
BESETZT!!”, hallte es am Donnerstag, 
den 26. November 2009 sowohl 
durch den Tiefenhörsaal M17.01, als 
auch durch den Audimax V53.01. 
Dieses Geschrei von insgesamt 1350 
Studenten (850 in Vaihingen, 500 in 
der Stadtmitte), die sich gegen 13 Uhr 
zur Vollversammlung eingefunden 
hatten, war wohl kaum zu überhören 
und ein deutliches Signal für die 
Unileitung und Kritiker. 
Bereits im Sommer, nach 
Bekanntwerden des „Masterplans” 
waren die StudentInnen zahlreich 
auf der Straße, um ihrem Unmut 
Luft zu machen. Auch damals gab 
es eine Vollversammlung, die sich 
positiv auf die Proteste und das 
weitere Vorgehen ausgewirkt hatte. 
Sowohl die Erinnerung an diese 
erfolgreiche Vorgeschichte, als auch 
das Auslegen der Forderungen, die 
hinter den jetzigen Protesten stehen, 
löste große Sympathie unter der 
Studierendenschaft aus. 
Dies spiegelte sich auch in dem 
Abstimmungs-Ergebnis wieder: Eine 
überwältigende Mehrheit sprach 
den besetzenden Studierenden ihre 
Solidarität aus. Bei insgesamt 21 
Gegenstimmen (17 Vaihingen und 4 
Stadtmitte) und 14 Enthaltungen (8 
Vaihingen und 6 Stadtmitte) stellten 
die streikenden StudentInnen einen 
unglaublichen Rückhalt in der 
Studierendenschaft fest. 

VOLLVERSAMMLUNG, VOLLES VOLLVERSAMMLUNG, VOLLES 
HAUS, VOLLER ERFOLG

Spätestens jetzt ist auch in der 
Stadtmitte bei vielen das Vorurteil 
vom Tisch, dass in Vaihingen 
sowieso nichts ginge. Dass die 
Solidarisierung der Studenten und 
Hochschulen ein Muss ist, wurde in 
der Vollversammlung deutlich zum 
Ausdruck gebracht. Insgesamt sind 
in der Bundesrepublik Deutschland 
derzeit 69 Hochschulen besetzt und 
endlich sind wir auf einem guten 
Weg! 
Jetzt ist die Zeit etwas zu ändern; Zeit, 

dass DU Teil dieser bundesweiten, 
einzigartigen und vor allem 
notwendigen Bewegung wirst! Wir 
alle müssen an die Proteste vom 
Sommer anknüpfen, um weiterhin 
mit Erfolg gegen die Verarmung 
der Bildungspolitik zu kämpfen. 
Weder der „Mastplan”, noch die 
Umstrukturierung der Bildung 
ist Schnee von gestern, sondern 
brandaktuell!
Schenk dieser Bewegung deine 
Stimme und dein Gesicht! 

Vollversammlung am vergangenen Donnerstag in Vaihingen
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Von Björn Waldhauser

Bundesministerin für Bildung und 
Forschung, Annette Schavan (CDU), die 
seit den Studentenprotesten im Sommer 
2009 eher mit  Zurückhaltung geglänzt 
hat, stellte unmittelbar nach lauter werden 
der bundesweiten Studierendenproteste 
in Aussicht, dass es ab Oktober 2010 
mehr BAföG geben soll. Dabei war 
Frau Schavan vor 3 Wochen noch der 
Überzeugung, dass es keine Pläne für 
eine Erhöhung des BAföG gebe.
Gekoppelt werden soll dieser warme 
Geldregen für BAföG-Empfänger 
an ein Leistungsstipendienmodell 
für die Studienjahrgangsbesten. Die 
Länder, die sich mit 35% am BAföG 
beteiligen, äußern sich positiv zur 
geplanten Erhöhung, nicht so jedoch 
zu den Leistungsstipendien. Damit der 
Widerstand gegen das schwarz-gelbe 
Bildungsprojekt gebrochen werden kann 
nun der perfi de Erpressungsversuch des 
BMBF (Bundesministerium für Bildung 
und Forschung) nur einer Erhöhung 
zuzustimmen, wenn im Gegenzug 
die Länder für das Stipendienmodell 
stimmen.
Doch was bedeutet dieses Leistungs-

Mehr BAföG für alle! Oder doch nicht?
stipendienmodell?
Die besten 10% eines Jahrgangs 
sollen, ohne Berücksichtigung des 
Elterneinkommens etc., Zuschüsse in 
Höhe von 300€ pro Monat bekommen. 
Kommen sollen die Gelder hierfür zur 
Hälfte vom Staat, zur anderen Hälfte aus 
der Wirtschaft.
Dieses geplante Stipendienmodell ist 
jedoch ein Schritt in die völlig falsche 
Richtung und kommt den Forderungen 
der Studierendenschaft in keinster Weise 
entgegen, da es die eh schon bestehende 
Konkurrenzsituation zwischen Studenten 
massiv verschärft.
Hier wird wieder nur dem 
konformistischen Leistungsprinzip 
gefrönt!
Ein weiterer Punkt im 
Finanzierungsmodell dieser staatlichen 
Stipendien, den es zu diskutieren lohnt, 
ist die vom BMBF geforderte Hälfte der 
Finanzmittel aus der Wirtschaft.
Zementiert dies nicht die angeprangerte 
übermäßige Verfl echtung der Hochschulen 
mit der Wirtschaft?
Beispiel Unirat: Der Universitätsrat soll 
die Verantwortung für die Entwicklung 
der Universität tragen, ergo ist er das 
höchste Entscheidungsorgan, dem sich 

alle anderen Organe (Senat, Rektorat) 
unterordnen müssen. Im Unirat der Uni 
Stuttgart sitzen (von 11 Mitgliedern) 6 
sogenannte „Externe”, u. a. Abgesandte 
der Firmen Bosch, Daimler und IBM.
Desweiteren nimmt das werben um 
Drittmittel aus der Wirtschaft immer 
mehr zu, weil Institute ihren Haushalt 
ohne diese Gelder nicht mehr decken 
könnten.
Dies ist auch nicht verwunderlich 
bei massiver Vergrößerung der 
Studierendenzahlen, ohne mehr Geld vom 
Staat zu bekommen, siehe Solidarpakt.
Was also bezweckt Frau Schavan mit der 
Erhöhung des BAföG?
Hier soll ganz klar den protestierenden 
StudentInnen den Wind aus den Segeln 
genommen werden. Es handelt sich um 
einen Versuch der Ruhigstellens durch 
Geld, der es den Politikern ermöglichen 
soll auf weitere Forderungen der 
Studierenden nicht eingehen zu müssen.
Der richtige Schritt ist jedoch der, ein 
gerechtes BAföG für einen größeren Teil 
der StudentInnenschaft einzuführen und 
dahingehend die Bezugsvoraussetzungen 
anzupassen.
Damit StudentInnen keine exzellenten 
Konkurrenten sein müssen!

Sound of the Police
von G. Attari

Die Empörung über den Polizeieinsatz 
auf der landesweiten Demonstration 
am 21.11.2009 war gross – sehr wohl 
ist die Kritik berechtigt, zumal die 
Vorwürfe gegenüber der Polizei weiter 
zugenommen haben: Den AK Bildung 
erreichten viele Zuschriften und ein 
offener Brief, wie auf seiner Homepage 
kommuniziert wurde [1].  
Der Einsatz von Pfefferspray ist auch für 
Stuttgarter Verhältnisse nicht üblich. Erst 
wollte die Polizei die Sache kleinreden 
und zum Einzelfall deklarieren, musste 
dann aber auf Druck von diversen 
Beschwerden und der Presse am Montag 
schließlich zugeben, dass der Einsatz 
von Pefferspray “massiv” gewesen 
sei [2]. Man wollte die Menge einfach 
davon abhalten, öffentlichkeitswirksam 
durch die Köngisstraße zu ziehen. Hier 
stellt sich die  Frage, wieso auf der 
Königsstraße das Demonstrationsrecht 

quasi nicht gilt. Eine Genehmigung für 
die Stuttgarter Einkaufsmeile bekommt 
man nur ein absoluten Ausnahmefällen, 
obwohl sie die beste Gelegenheit zum 
Informieren von PassantInnen geben 
würde. Normalerweise wird man über 
Straßen wie die Theordor-Heuss-Straße 
geschleust, um dann auf entvölkerten 
Plätzen wie dem Wilhelmsplatz (oder 
dem noch passablen Marienplatz), fern 
ab von echter Öffentlichkeit, seine 
Abschlusskundgebung durchführen zu 
dürfen, um dort Autos zu bespaßen. 
Deshalb war es völlig richtig, nach der 
abgebrochenen Demo zu versuchen, noch 
in die Innenstadt zu kommen, um dort 
Menschen zu informieren. Hier ist man 
vor polizeilicher Repression sicherer – die 
Polizei traut sich unter Anwesenheit von 
unbeteiligten BürgerInnen und Familien 
weniger, direkt draufl oszuknüppeln 
– man möchte ja sein Image als “Freund 
und Helfer” wahren und greift weit 
außerhalb der Innenstadt die Demo an, 

um dann in Pressemitteilungen die Mär 
vom gewalttätigen schwarzen Block zu 
streuen. 
Ich möchte hier an die 
Studiengebührenproteste im Winter 2005 
erinnern. Dort blockierte man nach einer 
ausgedehnten Spontandemonstration 
durch Stuttgart (wo man selbstbewusst 
über die Königstraße zog!) die Kreuzung 
am Wilhelmsplatz, woraufhin die 
Staatsmacht sofort rigide vorging: Fernab 
der Öffentlichkeit sollte gezeigt werden, 
wer hier das Sagen hat. Nach einmaliger 
Aufforderung, die Sitzblockade 
aufzugeben, stürmten die Polizisten 
sofort wie bei einer Treibjagd auf die 
Protestierenden zu, woraufhin diese den 
Platz sofort verlassen wollten [3]. Einige 
wurden verfolgt, andere eingekesselt. 
Aus dem Kessel wurden explizit die 
“Rädelsführer” herausgegriffen, was 
vorher durch Zivilpolizei sondiert worden 
war. 
Ich schreibe von diesen Erfahrungen, 
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weil sie System haben, was sich jetzt  
wieder zeigte. Die Polizei war drauf 
und dran, den Kessel am 21.11.2009 
aufzulösen, indem zumindest von jedem 
Einzelnen Personalien aufgenommen 
hätten aufgenommen werden sollen. Ob 
eine Anzeige wegen Verstoß gegen das 
Versammlungsrecht erstattet worden 
wäre, ist reine Spekulation, als Denkzettel 
von Seiten des Staates aber durchaus 
denkbar (Wer möchte schon schnell 
wieder auf eine Demo, wenn er schon mit 
einer Anzeige zu kämpfen hat?). 
Über diese zwei Beispiele hinaus 
lassen sich leicht Fälle fi nden, wo das 
Demonstrationsrecht de facto stark 
eingeschränkt, teilweise mit Füßen 
getreten wird. Bei den Protesten gegen 
den NATO-Gipfel im April diesen Jahres  
war das Schengener Abkommen außer 
Kraft gesetzt; es war nicht möglich, 
als friedlicher Demonstrant von der 
deutschen Seite über die Rheinbrücke 
nach Straßburg zu kommen. Weitere 
Beispiele speziell aus Stuttgart 
sind das schikanöse Verhalten der 
Montagsdemonstration gegenüber (mag 
man zum Inhalt des Protestes stehen wie 
man will), wo regelmäßig die Nutzung 

eine Megaphons in Frage gestellt wird, 
das Abführen einer 70-jährigen Frau im 
Rahmen der Proteste gegen Stuttgart21 
[4] [5], das krasse Vorgehen der Polizei 
gegen die Blockade des Heslachtunnels 
im Rahmen des Bildungsstreiks diesen 
Sommer [6] sowie die gewaltsame 
Aufl ösung des Festes zum Abschluss 
der Protestwoche auf dem Campus, wo 
einem Schüler sogar der Arm gebrochen 
wurde [7].  
De jure soll dieser Entwicklung 
jetzt Vorschub geleistet werden, 
indem sich in Baden-Württemberg 
das Land für eine Verschärfung des 
Versammlungsrechts einsetzt, wonach 
z.B. schon Veranstaltungen im Saal 
teilweise als Versammlung gelten, 
Streikwesten oder ähnliche Kleidung als 
Uniformierung ausgelegt werden kann 
und Demonstrationen grundsätzlich 
gefi lmt werden dürfen [8].
Dass das Demonstrationsrecht 
teilweise massiv eingeschränkt wird 
und die Polizei knüppelt ist leider 
der Regelfall. Und in Zukunft soll 
durch das neue Versammlungrecht die 
Demonstrationsfreiheit auch formal 
noch weiter eingeschränkt werden. 

Es ist die Staatsmacht, die für soziale 
Konfl ikte aufrüstet und ab und zu eben 
zeigen muss, wo der Hammer hängt. 
Auch die immer häufi ger durchgeführten 
Personenkontrollen tragen dazu bei, dass 
Leute vom Demonstrieren abgeschreckt 
werden. 
Die Antwort kann jedoch nicht sein, 
diese Schikanen zu dulden oder sich 
womöglich zurückzuziehen. Es muss 
gelingen, eine Vielzahl von Menschen 
für die Sache zu aktivieren und sich 
Demonstrationsfreiheit praktisch und 
konkret zu erkämpfen, wie es bei der 
problemlosen Eroberung der zweiten Spur 
auf der Theodor-Heuss-Straße vorgemacht 
wurde [9]. Die Demonstration am 21.11. 
war exemplarisch dafür, dass eine Menge 
mit Recht demonstrieren darf, solange es 
nicht den “ganz normalen  Alltagswahn” 

berührt. Man denke an den energischen 
Versuch, auf die Königsstraße, 
welcher nur noch mit Pfefferspray und 
Reiterstaffel beantwortet werden konnte. 
This is what Democracy looks like! 
[1] http://www.akbildungstuttgart.de , Aufruf 
29.11.2009
[2] http://www.stuttgarter-zeitung.de/stz/page/
2287937_0_2147_-bildungsstreik-beschwerden-
gegen-die-polizei.html, Aufruf 29.11.2009
[3] Ein Video gibt es unter: http://www.youtube.com/
watch?v=pWuEBr1ZoEc , Aufruf 29.11.2009
[4] http://www.stuttgarter-nachrichten.de/stn/
page/2279240_0_2147_-demo-gegen-stuttgart-
21-polizei-fuehrt-70-jaehrige-ab.html , Aufruf 
29.11.2009
[5] http://www.action-stuttgart.com/61_Politik3_
M _ D e m o S 2 1 / s o u r c e / i m a g e / m _ d e m o s 2 1 _
16112009rh__22d54.jpg , Aufruf 29.11.2009
[6] http://bit.ly/sz_fr , Aufruf 29.11.2009http://bit.ly/sz_fr , Aufruf 29.11.2009http://bit.ly/sz_fr
[7] http://bit.ly/st_mo22 , Pressemitteilung 
zur Räumung auf Seite 4 abgedruckt, Aufruf 
29.11.2009
[8] http://www.versammlungsrecht2009.tk/ , Aufruf http://www.versammlungsrecht2009.tk/ , Aufruf http://www.versammlungsrecht2009.tk/
29.11.2009
[9] Um ein weiteres, größere Beispiel zu wählen: Auf 
dem G8 Gipfel in Heiligendamm wurde deutlich, 
dass eine friedliche, dezentral organisierte Menge 
der Polizeitaktik deutlich überlegen sein kann. Eine 
mehrere Kilometer um den Tagungsort installierte 
Zone ohne Recht auf Demonstrationsfreiheit, welche 
von der Polizei gesichert werden sollte, wurde durch 
die “Fünf-Finger-Taktik” erfolgreich zurückerobert. 
Weiteres siehe http://de.wikipedia.org/wiki/
F%C3%BCnf-Finger-Taktik

Polizeieinsatz bei der Demonstration am 21.11.

Staufergymnasium Waiblingen besetzt!
Nachricht aus Waiblingen an die 
Redaktion:

„Unsere Schule ist Besetzt!“ hieß es 
am Donnerstag, 27. November 2009 
ab 13:00 Uhr, im Staufer- Gymnasium 
Waiblingen (Großraum Stuttgart).
Geplant und organisiert von 
der NOYA-Gruppe Waiblingen 

(bestehend aus 7 Mitgliedern)  
gelang es uns, unter Mithilfe vieler 
Mitschüler den größten Raum der 
Schule zu besetzen.
Wichtig war uns dabei, dass sich 
diese Aktion nicht gegen das 
Staufer- Gymnasium richtete. 
Nein, das verbesserungswürdige 
Bildungssystem war unser 

Beweggrund. Deshalb lief alles unter 
dem Motto:

“Das Bildungssystem hat 
versagt, wir bilden uns 
selbst!”

Nachdem einige von uns schon an 



wir direkt durch eine vollplakatierte 
Schule und ein Zeltlager auf dem 
Schulhof angesprochen. Sogar  Fünft- 
und Sechstklässler unterstützten diese 
Aktion total.
Nach einer Kundgebung in der großen 
Pause und einer Podiumsdiskussion 
nach Schulende mussten wir die 
Besetzung aufl ösen.
Wir ermutigen alle SchülerInnen ihre 
Schule auch zu besetzen. Wir müssen 
jetzt Zeichen setzen für einen Wechsel 
in der Bildungspolitik- so geht es 
nicht weiter!

Bei Fragen / Anregungen einfach an 
stepfen@gmx.de wenden.
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Ist der Protest links?
Ein paar steile Thesen von A. Rhizom

Interviewer des SPIEGEL: ĂHerr 
Professor Adorno, vor zwei Wochen 
schien die Welt noch in Ordnung...ò - 
Adorno: ĂMir nicht.ò1

ĂHoffentlich macht die Polizei diesen 
ganzen Besetzungen ein mºglichste 
schnelles Ende damit der normale 
lehrbetrieb mºglichst ungestºrt 
weitergehen kann. In anderen Lªndern 
wie den USA wªren die Linken spinner 
vermutlich schon lªngst exmatrikuliert 
worden. Dort wird solches Verhalten 
schlichtweg nicht toleriert, nur 
hierzulande wo die ganzen alt 1968 profs 
dahocken und das ganze auch noch toll 
ý nden.ò2

Zwei Aussagen, wie sie unterschiedlicher 
kaum sein könnten – und doch können sie 
als Anzeiger der momentanen Bewertung 

der Proteste dienen. Einerseits werden  die 
aktuellen Proteste wie selbstverständlich 
mit dem Etikett „links” versehen und 
die Rückkehr nach der „Normalität” des 
eigenen Schrebergartens herbeigesehnt, 
weil sich die Form der Proteste offenbar 
in das Raster eines allgemeinen und 
verbreiteten Verständnisses von 
„linker Politik” fügt. Der Inhalt des 
Bildungsprotests ist aber offenbar nicht 
so geartet, dass er einen Dachverband 
der deutschen Burschenschaften davon 
abhalten würde, sich mit den Protesten 
öffentlich zu solidarisieren. Im Grunde 
geht es um die Frage nach der sogenannten 
Normalität. Ist die Welt in Ordnung, wenn 
die Gesellschaftsmaschine reibungslos 
funktioniert, oder ist gerade dieses 
scheinbar reibungslose Funktionieren 
Ausgangspunkt der Kritik? 
Die These, die im Folgenden aufgefalten 
werden soll lautet: Der Protest ist nicht 
links, sondern zielt vornehmlich auf eine 

andere Ausgestaltung des Bildungssektors 
innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft 
ab. Dies vorweg zur Beruhigung der 
liberalen und konservativen Teile 
der Studierendenschaft, die in jedem 
Aufbegehren schon die von linker 
Seite zur Geburt gebrachte Hydra der 
Weltrevolution erblicken wollen, für 
die Chancengleichheit Kommunismus 
bedeutet und die Sozialdemokratie noch 
immer die soziale Revolution anstrebt. 
Versuchen wir daher, den Protest in 
einem ersten Schritt seinem Inhalte 
nach darzustellen um im Anschluss 
einige Punkte aufzuzeigen, die eine 
dezidiert linke Kritik evtl. beinhalten 
könnte, welche ein Aufbrausen wie im 
eingangs angeführten Zitat zumindest 
nachvollziehbar machen würde.

100 Meter laufen, aber wie? 

Versuchen wir nun zunächst die Ziele 

den Bildungsstreiks im Juni und im 
November 2009 beteiligt waren und 
wir immer noch keine Bemühungen 
der Bundes- und Landespolitik zur 
Verbesserung erkennen konnten, 
hatten wir nun die Schnauze voll!
So entstand spontan diese Besetzung, 
welche auch den tapferen Besetzern 
in den Hochschulen und Unis unsere 
Solidarität zeigen sollte. Schon kurze 
Zeit nach Beginn, hat die Uni Stuttgart 
Stadtmitte davon gewusst.
Selbstverständlich erstellten wir ein 
paar Tage vorher einen Forder-
ungskatalog, der sich stark mit dem der 
bisherigen Bildungsdemonstrationen 
deckt. Jedoch haben wir sie nur auf 
die Schulpolitik beschränkt und sie 
etwas konkretisiert.
Sie lauten folgendermaßen:

Kostenlose Bildung für alle – Weg mit 
dem Sozial- Darwinismus!

Eine Schule f¿r alle ï lªngeres 
gemeinsames Lernen!
Mehr LehrerInnen, kleinere Klassen!
Gegen Schulzeitverk¿rzung, wie dem 
G8-Abitur!
¦berarbeitung der Lehrplªne 
Konkretisierung, Fºrderung, Indi-
vidualisierung!

Kritisches Denken fordern & fºrdern!
Fºrderung des sozialen und 
politischen Engagements von 
Sch¿lerInnen!
G¿nstigerer ºffentlicher Nahverkehr 
f¿r Sch¿lerInnen!

Unter Zustimmung der Lehrer (einer 
von ihnen hatte sogar im besetzten 
Raum seinen Unterricht abgehalten) 
und unter Absprache mit dem Rektor 
nächtigten wir auf dem Schulhof in 
Zelten.
Ein Dank gilt allen UnterstützerInnen 
für Verpfl egung und Anteilnahme.
Besonders die jüngeren Schüler haben 
unseren Protest verstanden. Sie haben 



des Protestes allgemein in einem Bild zu 
fassen und stellen uns einen gewöhnlichen 
100 Meter Lauf vor. Die Kritik lautet, 
dass die Startbedingungen ungerecht 
verteilt seien (soziale Selektion), da 
die Startblöcke der Läufer_innen, je 
nach sozialer Herkunft unterschiedlich 
positioniert sind, so hat das Kind aus 
sogennanten bildungsfernen Schichten, 
will es zum Ziel kommen, de facto eine 
bedeutend weitere Strecke zurückzulegen 
, als ein Kind aus bildungsnahen 
Schichten, weil sein Startblock nicht auf 
der Nullliniesteht, sondern einige Meter 
dahinter. Die erhobenen Startgebühren 
erschweren es den Kindern aus den armen 
Elternhäusern zusätzlich ihren Startblock 
überhaupt zu positionieren. 
Hinzu tritt die durch den Bolognaprozess 
veränderte Regellage. Die Einführung 
von BA/MA hat dazu geführt, dass der 
zurückzulegende Laufweg nicht mehr 
in parallelen Laufbahnen absolviert 
wird, sondern dass diese sich nach ca. 
60 Metern (nach dem 6-semestrigen 
Bachelor) in einen engen Schlauch 
aufl ösen, welcher nur noch von einem 
gewissen Anteil passiert werden kann, 
der dann die letzten 40 Meter (4 Semester 
Master) dem Ziel entgegensprintet. Dabei 
wird auch darauf verwiesen, dass der 
Lauf inzwischen keine Zeit zu wirklichem 
Nachdenken mehr lässt, sondern es einzig 
um das Ausfahren der Ellbogen geht, um 
die mitlaufende Konkurrenz schön hinten 
zu halten. 
Der Zustand der Laufbahnen wird 
ebenfalls als desaströs bezeichnet, da 
die chronische Unterfi nanzierung zu 
zahlreichen Schlaglöchern geführt hat. 
Die sportliche Leitung wird dadurch 
dazu animiert, attraktivere Laufevents 
zu planen, um an dringend fehlendes 
Geld zu kommen. Die omnipräsente 
Bandenwerbung verweist auf den 
gesteigerten Einfl uss der Wirtschaft am 
Rande des Laufgeschehens, aber auch 
die erweiterten Mitspracherechte der 
Wirtschaft und externer Vertreter zur 
Gestaltung der Läufe stößt auf Kritik.
Die aktuellen Forderungen zielen dann 
auch in ihrer Grundsubstanz darauf ab, die 
Bedingungen des Laufens zu verändern. 
So wird ein Aufstellen der Startblöcke 
auf gleicher Höhe genauso gefordert 
wie die Abschaffung der Startgebühren. 
Die Reparallellisierung der Laufwege 
soll dazu führen, dass möglichst viele 
an das große Masterziel kommen und 
das Lauftempo soll gedrosselt werden, 
dass mehr Zeit zum Nachdenken bleibt 
und damit man möglichst gemeinsam, 
die Arme eingehakt, als kollektive Elite 
die Ziellinie passiert. Damit unterwegs 

nicht gestolpert wird, soll das Land für 
den ordentlichen Zustand der Bahnen 
aufkommen und damit wäre die sportliche 
Leitung auch nicht mehr gezwungen, 
manche Läufertypen auszuschließen, 
nur weil diese für ein Sportevent nicht 
taugen. Des weiteren fordert man ein 
erweitertes Mitsprachrecht um über 
die zukünftige Gestaltung Laufbahn 
und Änderungen des Laufreglements 
so richtig mitbestimmen zu können, 
die Wirtschaft soll aber gefälligst die 
Klappe halten und die Läufer hinter der 
Ziellinie mit offenen Armen empfangen. 
Schwupps wären „normale” und gleiche 
Bedingungen hergestellt, mit denen sich 
dann doch leben lässt, oder? Die Welt 
schiene in Ordnung, einer linken Kritik 
aber nicht. 

Wer nicht vom Stadion reden will, der 
sollte auch den Lauf nicht kritisieren.

Wer immer nur die Bedingungen des 
Laufens und dessen unmittelbare 
Umgebung kritisiert, vergisst schnell, 
dass sich dieser Lauf in einem Stadion 
abspielt, welches gewissermaßen 
den gesellschaftlichen Rahmen der 
Laufveranstaltung bildet. Das Stadion 
selbst, die immer währende erforderliche  
nicht-identisch erweiterte Reproduktion 
seiner Existenz bildet den Zweck der 
Veranstaltung. Das Stadion ist leer ohne 
den Lauf, der Lauf benötigt das Stadion 
allerdings genauso als seinen Rahmen. 
Sie sind beide vermittelt aufeinander 
bezogen. Hinzu tritt, dass der universitäre 
100m Lauf die Kür bildet und schon zuvor 
Ausscheidungswettbewerbe stattgefunden 
haben, welche die Ausgeschiedenen auf 
ihre gesellschaftlichen Plätze verwiesen 
hat, damit sie wichtige Funktionen 

für das Stadion wahrnehmen können. 
Vom Security über den Rasenpfl eger, 
vom Kantinenkoch bis zum kleinen 
Selbstständigen, alle werden sie für die 
stetige Reproduktion gebraucht. Nicht 
zu vergessen die Techniker_innen, 
die Angestellten des Verkaufs, die 
Dienstleister_innen und Arbeiter_innen 
jeglicher Branche.
Was für all diese Läufe und 
Vorausscheidungen gilt ist, dass sie zur 
einen Seite hin ein Qualifi zierungsprozess 
sind, der die Beteiligten mit gewissen 
Fähigkeiten ausstattet, die gesellschaftlich 
benötigt werden um das Stadion am 
Laufen zu halten. Dies bleibt nicht auf 
die Bedürfnisse der Wirtschaft nach 
Arbeitskräften beschränkt. Das Stadion 
muss verwaltet werden, Schiedsrichter für 
die Wettkämpfe muss es geben. Die Justiz 
wird für die Regeln benötigt und die 
Polizei wacht emsig darüber, dass nicht 
ein Teil anfangen könnte sich gegen den 
Stadionausbau zur Wehr zu setzen und 
schreitet notfalls ein, sollte es Tumulte 
auf der Laufbahn geben, weil manche das 
Laufen unterbrechen wollen.
Damit es möglichst zu keinen Tumulten 
kommt, damit Kritik höchstens in der 
dafür extra eingegrenzten Arena formuliert 
wird, wäre es für das Funktionieren 
des Stadions äußerst schwierig, wenn 
dies permanent mit unmittelbarem 
Zwang seitens der Repressionsbehörden 
durchgesetzt werden müsste. Daher 
fügt es sich harmonisch, dass die 
Läufe und Wettkämpfe nicht nur einen 
Qualifi zierungsprozess beinhalten, 
sondern dass innerhalb desselben zugleich 
die herrschende Ideologie und Rationalität 
des Stadions vermittelt wird: „Durch das 
Erlernen von einigen Fähigkeiten, die 
verpackt sind in eine massive Einprägung 
der Ideologie der herrschenden Klasse, 
werden jedoch zu einem Großteil 
die Produktionsverhältnisse einer 
kapitalistischen Gesellschafts-formation 
reproduziert, dh. die Verhältnisse 
von Ausgebeuteten zu Ausbeutern 
und Ausbeutern zu Ausgebeuteten. 
Die Mechanismen, die dieses für das 
kapitalistische Regime lebensnotwendige 
Ergebnis produzieren, sind natürlich 
bedeckt und verborgen durch eine 
Ideologie der Schule, die allgemein 
vorherrscht, denn sie stellt eine der 
grundlegenden Formen der herrschenden 
bürgerlichen Ideologie dar: eine 
Ideologie, die die Schule als ein neutrales 
Feld darstellt, das ohne Ideologie (weil 
weltlich) ist, wo Lehrer, die das Gewissen” 
und die “Freiheit “ der Kinder achten, die 
ihnen (vertrauensvoll) überlassen sind 
durch deren “Eltern” (welche ebenfalls 
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frei sind, d.h. Besitzer ihrer Kinder), sie 
durch das eigene Beispiel, die Kenntnisse, 
die Literatur und ihre “befreienden 
Tugenden hinführen zur Freiheit, zur 
Moralität und zur Verantwortlichkeit von 
Erwachsenen.”3

Die Läufer_innen sind dabei keine 
passiven Objekte, sondern als aktive 
Subjekte ihrer eigenen Unterwerfung 
unter die herrschende Rationalität des 
selbst errichteten Stadions beteiligt. Der 
Lauf als Sozialisation macht den Läufer 
erst zum bürgerlichen Subjekt, es gilt 
die Regeln genauso zu erlernen, wie die 
eigenen Bedürfnisse der herrschenden 
Rationalität anzupassen,  der Läufer 
„[...] wirft sich weg gleichsam, um 
sich zu gewinnen.” 4 Triebverzicht und 
Triebmanagment, d.h. die aktive Kontrolle 
der eigenen Begierden und Bedürfnisse, 
sind dabei unverzichtbare Momente der 
Subjektwerdung: „Jedenfalls hat […] alle 
Zivilisation diejenigen Schweine genannt, 
deren Trieb auf andere Lust sich bezieht, 
als von der Gesellschaft für ihre Zwecke 
sanktionierte.”5  
Die zu verinnerlichende Rationalität 
des Stadions ist die herrschende 
Rationalität des gesellschaftlichen 
Produktionsapparats, der das Stadion 
am Leben erhält. Der Läufer hat sich 
mit dem Lauf als solchem (-dass 
gelaufen werden muss-) genauso wie 
mit dem Stadion zu identifi zieren um 
dabei zugleich fähig zu werden als 
vereinzelter Einzelner, als sich in der 
Gesellschaft vereinzelnder, überleben 
zu können: „Karriereorientierung, 
Erfolgsstreben, sozial verträgliche 
Egoismen, Konkurrenzdenken sind 
wesentliche Fähigkeiten, die die 
Menschen der spätkapitalistischen 
Gesellschaft entwickeln müssen. Der 
Sozialisationsprozess ist nicht darauf 
angelegt, die Identität der Menschen 
emanzipativ zu entfalten. Vielmehr soll 
eine im Sozialisationsprozeß eingeübte 
Identifi kation mit der Gesellschaft eine 
reibungslose Reproduktion der sozialen 
Verhältnisse gewährleisten.”6

Eine linke Kritik fragt also nicht nur nach 
den Bedingungen unter denen gelaufen 
wird und fordert gleiche Chancen 
für alle beim Lauf. Sie fragt nicht 
ausschließlich nach dem wie, sondern 
nach dem wozu und dem weshalb. Wird 
das Bildungssystem also als funktionales 
Element der Gesellschaft betrachtet, als 
Teil der gesellschaftlichen Strukturen, 
schließt sich für eine linke Kritik immer 
die Frage nach Herrschaftsmechanismen 
und der Funktion für das gesellschaftliche 
Ganze an. Bildung als Teil der 
Sozialisation ist eben nicht politik- und 

ideologiefrei sondern ist ein politischer 
und ideologischer Vermittlungsprozess 
innerhalb dessen Subjekte produziert 
werden, die für die Reproduktion der 
gesellschaftlichen Verhältnisse notwendig 
sind. Anders gefragt: Was würde sich 
ändern, wenn die Startbedingungen die 
gleichen wären, das Ziel aber dasselbe 
bliebe? Dies läuft auf einen kleinen Umbau 
im Stadion hinaus, der Kapitalismus und 
seine politische Regulation aber sind der 
Kritik entzogen, die Kritik imaginiert 
einen Bildungssektor der allenfalls durch 
Finanzierungsfragen mit der Gesellschaft 
vermittelt ist. Das ist die Normalität 
die im eingangs zitierten Kommentar 
eingefordert wird, die ausblendet, was 
die herrschende Produktionsweise für 
Mensch und Natur bedeutet, und zudem 
nach den Möglichkeiten der Gesellschaft 
hin betrachtet zutiefst irrational ist, denn 
„das Verbrechen ist das einer Gesellschaft, 
in der die zunehmende Bevölkerung den 
Kampf ums Dasein angesichts seiner 
möglichen Linderung verschärft.”7

Es ist die Haltung des obigen 
Kommentars, die die Existenz von 
Herrschaft und Unterdrückung innerhalb 
der Reichweite der Freiheitlich-
demokratischen Grund-ordnung negiert 
und zugleich die knüppelschwingende 
Macht herbeizitiert, damit wieder Ruhe 
im Lande herrscht - man wieder Rosen 
pfl anzen und brav arbeiten kann während 
auf der Welt die Menschen mitten im 
Überfl uss verrecken, in ihren Arbeits- 
und Ausbildungsverhältnissen psychisch 
erkranken und die Sicherheit der Interessen 
Deutschlands, inbesondere seiner 
ökonomischen und geostrategischen mit 
Bomben und Granaten am Hindukusch 
verteidigt werden -  für die herrschende 
Weltordnung Krieg geführt und die 
bürgerlichen Freiheitsrechte außer Kraft 
gesetzt werden: „Die Tradition der 
Unterdrückten belehrt uns darüber, dass 
der ‘Ausnahmezustand’ in dem wir Leben 
die Regel ist.”8

Wir haben an diesem Punkt nun wohl 
deutlich gemacht, in welchen Bahnen 
der Protest verläuft und was wir als 
Ansatzpunkte einer linken Kritik 
verstehen würden. Es gibt für sie keine 
Normalität, “es gibt kein richtiges 
Leben im Falschen” (Adorno) Einer 
linken Kritik geht es um das Denken 
gesellschaftlicher Verhältnisse und um 
die mit den gesellschaftlichen Strukturen 
verbundenen Herrschafts- und Unterdr
ückungsverhältnisse: Eine linke Kritik 
ist die Abrissbirne in statu nascendi für 
das Stadion und die in Beton gegossenen 
gesellschaftlichen Strukturen. Diese 
Kritik weigert sich die herrschende 

Rationalität, die den Menschen als homo 
oeconomicus zu fi xieren trachtet, als 
die menschliche Vernunft ,als gesunden 
Mnschenverstand, anzuerkennen und  
sie nicht vergisst, dass man das Stadion 
abreissen muss, um auf freiem Feld in 
freier Entscheidung Laufen zu können,  
dann auch wirklich zusammen. 
Da sich der Protest aber in ganz anderen 
Rahmen bewegt, dürften sich nun die 
Kritiker_innen die dem Protest ein linkes 
Anliegen unterschieben getrost schlafen 
legen. Der Protest zielt momentan auf 
eine Renovierung des Stadions, dem 
Umbau der Bedingungen der Läufe 
kurz auf ein anderes Spektakel, bei dem 
es inmitten der Ungleichheit um ein 
bisschen mehr Gerechtigkeit geht, und an 
einer kleinen Renovierung kann man sich 
doch beteiligen, oder?

1Adorno, Theodor W.: Keine Angst vor dem 
Elfenbeinturm, Gesammelte Schriften Band 
20.1, Frankfurt am Main 1997, S.402. Zit. nach 
Schwandt, Michael: Kritische Theorie. Eine 
Einführung, Stuttgart 2009, S.7. Das Interview 
stammt aus dem Mai 1969

2Kommentar zu einem Artikel auf Welt.de: http:
//www.welt.de/politik/bildung/article5251547/
Erstes-Bundesland-will-Bachelor-Studium-
umbauen.html, aufgerufen am 25.11.2009. 
Orthografi e wie im Original.

3Althusser, Louis: Ideologie und ideologische 
Staatsapparate .ht tp: / /www.b-books.de/
texteprojekte/althusser/index.html, aufgerufen 
am 29.11.2009. Gedruckte Fassung: 
Althusser, Louis: Ideologie und ideologische 
Staatsapparate. Hamburg/Westberlin 1977. 
Insbes. S108 ff.

4Horkheimer, Max/Adorno, Theodor W.: Dialektik 
der Aufklärung. 15. Aufl age Frankfurt am Main 
2004, S.55.

5Ebd., S.78.
6Bernhard, Armin: Sozialisation als gesellschaftliche 

Zwangsveranstaltung: Ansätze eines Modells der 
Subjektwerdung im Kontext Kritischer Theorie. 
In: ders.: Bildung und Erziehung: Grundlagen 
emanzipatorischer Subjektwerdung. Beiträge 
zur kritischen Bildungstheorie und Pädagogik. 
Kiel/Köln 2001, S.56.

7Marcuse, Herbert: Der eindimensionale Mensch. 
Studien zur Ideologie der fortgeschrittenen 
Industriegesellschaft. München, 5.Aufl age 
2005, S.252.

8Benjamin, W.: Geschichtsphilosophische Thesen. 
In: Ders.: Zur Kritik der Gewalt und andere 
Aufsätze. Frankfurt am Main, S.84. 
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von Nils Langer

Letzten Mittwoch fand im Landtag BaWü 
eine Debatte zum Bologna-Prozess statt. 
Vor Ort waren auch zehn besetzende 
Studierende als Zuhörer, davon drei der 
Uni Stuttgart.
Im Anschluss an die Debatte lud 
Wissenschaftsminister Frankenberg 
(CDU) die Studierenden noch zu einem  
circa zweistündigen Gespräch ein. 
Obwohl der Minister die Einladung des 
„Besetzende Kollektivs” in Stuttgart 
für eben diesen Tag unbeantwortet ließ, 
nahmen die Anwesenden spontan die 
Gelegenheit wahr. Jedoch war es den 
anwesenden Studierenden, mangels 
demokratischer Legitimation, nicht 
möglich im Namen aller BesetzerInnen 
zu sprechen.  
Anhand des Gesprächsprotokolls (online 
einsehbar unter www.bildungsstreik-
stuttgart.de) antworten wir, die 
Studierenden der Universität Stuttgart, 
nun auf die Argumente Frankenbergs, die 
vor Ort nicht entkräftet werden konnten.
Aufgrund der Vielzahl der Themen 
wimmelt es hier von Begriffen, die den 
meisten Studierenden vermutlich nicht 
viel sagen. Alles jedoch im Detail zu 
erklären, würde den Umfang dieses 
Artikels sprengen.
Wir ermutigen euch aber ausdrücklich 
zum Lesen, um einen Einstieg in die 
genannten Themen zu bekommen. 
Auch wollen wir so einen Überblick zu 
aktuellen Geschehnissen zu bieten, um 
für euch nachvollziehbar und transparent 
zu handeln.
In den kommenden Tagen werden 
wir auch mehr Hintergründe zu den 
Forderungen veröffentlichen, um eine 
eigene Meinungsbildung der (Noch-
nicht-) Aktiven zu ermöglichen.
Verfasste Studierendenschaft (VS)
Im Gespräch nennt der Minister das 
Problem, dass sich beispielsweise 
eine VS mal für die PKK eingesetzt 
habe. Im Zusammenhang damit sei 
auch die Zwangsmitgliedschaft aller 
Studierenden ein Problem, da man bei 
entgegengesetzten Meinungen nicht aus 
der VS austreten könne.
Zunächst hat das 
Bundesverfassungsgericht bereits 
das sogenannte „allgemein-
politische Mandat” eingeschränkt. 
Meinungsäußerungen, die keinen Bezug 
zum Leben der Studierenden haben, sind 
verboten. Es liegt dann also immer an den 
Verfassern, einen Zusammenhang zum 

Studentenleben herzustellen.
Darüber hinaus wählt ja die 
Studierendenschaft ihre Vertretung 
und bestimmt somit die politische 
Richtung des Asta. Kommen also zuviele 
„ungewollte” Meinungsäußerungen 
im Namen der Studierendenschaft 
vor, so muss man den WählerInnen 
vertrauen und auf die Abwahl des Asta 
setzen. Eine Austrittsmöglichkeit ist 
daher ein destruktives Mittel, um bspw. 
die Unterstützung extremistischer 
Gruppen zu unterbinden. Sinnvoller ist 
die transparente Gestaltung und eine 
hohe Wahlbeteiligung, um konstruktiv 
Misstrauen oder Bestätigung zu vergeben. 
Grundsätzlich ist es ja auch vorstellbar, 
dass die Unterstützung der PKK im Sinne 
der Studierenden wäre; dann hätte der 
Asta sogar den Auftrag, diese Meinung 
zu vertreten.
Unter ähnlichen Vorzeichen fi nden ja 
auch Bundestagswahlen statt. Auch 
dort wählen die unter der Verfassung 
zusammengefassten Menschen (diejenigen 
mit deutschem Pass) ihre Regierung und 
werden vertreten. Baut die Regierung 
Mist, kann sie abgewählt werden. Ein 
Austritt aus der Bundesrepublik ist im 
Grunde nicht vorgesehen.
Studierfähigkeitstests
Die Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS) vergibt bundesweit 
Studienplätzen in einigen wenigen 
festgelegten Fächern, genauer gesagt: 
fünf Studiengänge, darunter Medizin und 
Psychologie.
Die Ankündigung, bei ZVS-Vergabe 
auf die Studierfähigkeitstests zu 
verzichten, trifft demnach nur wenige 
Studieninteressierte. Zudem ist auch diese 
Aufteilung willkürlich, denn wodurch 
garantiert die ZVS die Studierfähigkeit 
der BewerberInnen? 
Letztlich sprechen wir uns 
insgesamt gegen jedes Modell von 
Studierfähigkeitstests aus. Denn das 
Abitur (oder auch die abgeschlossene 
Lehre) garantiert per Defi nition die 
Studierfähigkeit, wozu bräuchten wir es 
sonst noch?! Eine weitere Gefahr ist, dass 
diese Tests von Privatfi rmen im Auftrag 
der Hochschulen erstellt werden. Damit 
würde der öffentliche Hochschulzugang 
teils in private Hände fallen.
Finanzierung
Zunächst ist das vorgebrachte Argument, 
man habe die höchste Pro-Kopf-
Finanzierung in Deutschland, kein 
Argument. Es wird eingestanden, es fehle 
Geld (fi nanzieller Mehrbedarf von 15%), 

verweigert aber die Auszahlung. Wenn 
aber Bedarf herrscht, ist es unwichtig, 
wieviel andere Länder zahlen. Das Defi zit 
muss schlichtweg behoben werden.
Zudem basiert  diese Behauptung 
auf einem statistischen Trick. In die 
Ausgaben pro Studierenden werden auch 
die Kosten für feste MitarbeiterInnen 
eingerechnet, die nur auf dem Papier 
noch studieren. Somit errechnen sich 
bei einem Gehalt von bspw. 2200 € 
(inklusive Sozialbeiträgen) Ausgaben in 
Höhe von 13.200 € pro Semester plus 
Büro-, Urlaubs- und Fortbildungskosten 
je MitarbeiterIn. Der unter Integration 
dieses Postens errechnete Schnitt über 
alle aktuell erfassten Studierenden liegt 
bei 5.200 €.
Reform des Bologna-Prozesses
Ein Wegfall der 5-Jahres-Grenze ist 
wichtig, eine neue Grenze (1+3 oder 
4+2) für die Studiendauer lehnen wir 
aber ab. Das Ministerium muss darüber 
hinaus die Rahmenprüfungsordnungen 
ändern. Dort sind maximale 
Studiendauer, Anwesenheitspfl ichten 
und Regelstudienzeit für einzelne 
Studiengänge und Hochschulen 
geregelt; die Senate der einzelnen Unis 
stimmen dann darüber ab. Hier greift 
die typische Argumentation des Landes 
nicht, die Hochschulen hätten genug 
Freiheiten in der Bologna-Gestaltung, 
würden sie aber nicht nutzen. Die 
Rahmenkompetenz obliegt noch immer 
den Landesministerien, sie müssen sie 
ändern!
Mitbestimmung in Gremien
Meiner Meinung nach sollte studentische 
Gremienarbeit nicht auf Urlaubssemester, 
sondern zu Anteilen auf die Studiendauer 
und die Studiengebühren angerechnet 
werden. Denkbar wäre hier eine 
„Drittelregelung”, bei der ein Drittel der 
Gremienzeit „erstattet” wird.
Generell muss aber, gerade wegen 
der zeitlich eng gestalteten BA/MA-
Studiengänge, Gremienarbeit mit 
Erleichterungen belohnt werden.
Die Finanzhoheit des Rektorats ist nur 
bedingt sinnvoll. Gerade die Mittel der 
Studierenden sollten auch von ihnen 
selbst verwaltet werden! In den Gremien 
für die Studiengebührenvergabe sind 
wir bereits zahlreich vertreten, ebenso 
wird im Senat unter geringem Einfl uss 
der studentischen Mitglieder über 
Finanzmittel entschieden.
Letztlich sind es zwar öffentliche Mittel, 
aber die Studierenden sind diejenigen, 
die von diesem Geld profi tieren sollten. 

Kein letztes Wort
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Bisher wird aber weder die Öffentlichkeit 
angemessen gefragt, noch die Betroffenen. 
Folglich können die Anliegen der Geber 
und der Betroffenen nicht umgesetzt 
werden.
Fazit
Minister Frankenberg, so der Eindruck 
der Anwesenden, hat durchaus Ahnung 
von Hochschulpolitik, es herrscht also 
kein Aufklärungsbedarf im klassischen 
Sinne. Vielmehr haben wir es mit einem 
Minister zu tun, der ein anderes Bild von 

Gesellschaft, Demokratie und Bildung 
hat als wir.
Ein Bild, das die Selbstverwaltung ablehnt 
und Studierenden fi nanzielle sowie 
demokratische Kompetenzen abspricht. 
Er erkennt den fi nanziellen Bedarf der 
Hochschulen, für die er zuständig ist, 
fordert aber selbst keine Verbesserung. 
Aus meiner Sicht handelt er schlichtweg 
nicht im Interesse der Studierenden und 
den Hochschulen selbst. Damit zeigt er 
sich als ungeeignet für diesen Posten.

Obwohl darauf verwiesen wurde, dass 
dieses Jahr keine Zeit für ein weiteres 
Gespräch mehr sei, werden wir uns im 
Rahmen der Landesastenkonferenz und 
des Bildungsstreiks um weitere Treffen 
bemühen. Denn die zuständigen Stellen 
dürfen nicht ausgeblendet werden, sie 
müssen zu Verhandlungen gezwungen 
werden bis Forderungen durchgesetzt 
werden.

TERMINE TERMINE TERMINE
Plens
Vaih: täglich 13:00 in V 47 
(vorerst im Foyer)
Mitte: täglich 19:00 in M 17.01

Dienstag:
19:45 Treffen mit Bologna-
Beauftragten der Uni Stuttgart im 
Foyer vor M 17.01

Donnerstag:
19:30 in M 17.01:
Torsten Bultmann: Den 
lebendigen Geist zu Markte tragen

Freitag:
WG-Party in M 17.01, 21:00


